Bund soll die Flankierenden anpassen

Der Bundesrat will die flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit mit der EU verschärfen. In seiner Anfang März vorgestellten Botschaft erfüllt er gewerkschaftliche Forderungen: Der Bundesrat verspricht wirksamere Massnahmen zur Bekämpfung der Scheinselbständigkeit und schärfere Sanktionen bei Verstössen gegen Gesamt- und Normalarbeitsverträge.
Mehr Schutz.
Die Unia begrüsst dies. Gleichzeitig hält sie jedoch fest, dass damit noch nicht alle Lücken der flankierenden Massnahmen geschlossen würden. Um Lohndumping via Subunternehmen zu verhindern, brauche es eine solidarische Haftung des ursprünglichen Auftragnehmers (Solidarhaftung). Um Sanktionen besser durchsetzen zu können, müsse die Kautionspflicht eingeführt werden. Und schliesslich müsse mehr kontrolliert werden. Wirksamen Schutz vor Lohndumping versprechen sich die Unia und der SGB auch von der Einführung eines Mindestlohns von 4000 Franken, wie ihn ihre Mindestlohninitiative vorsieht.
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